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Mündliche Verhandlung vor dem Staatsgerichtshof, , 24. 3. 2003

Anrede

In der heute zu verhandelnden Wahlprüfungsbeschwerde geht es um meinen Einspruch gegen das Ergebnis der Landtagswahl vom 25. 3. 2001.Seine Zurückweisung durch den Landtag wurde von mir form- und fristgerecht mit Schreiben vom 12. 12. 2001 beim Staatsgerichtshof angefochten. In meinem Einspruch wurde gerügt, dass die Landtagswahl  zu Mandatsverteilungen geführt hat, die nicht den einschlägigen Bestimmungen der Landesverfassung (Art. 26 Abs. 4 und Art. 28 Abs. 1) entsprechen. Der Erfolgswert der Wählerstimme war nicht mehr unabhängig davon, für welche Partei und in welchem Regierungsbezirk die Stimme abgegeben wurde. Anders ausgedrückt: Weder der Parteiproporz noch der Regionalproporz waren eingehalten. Klar benachteiligt waren die kleineren Parteien bzw. die kleineren Regierungsbezirke. Da eindeutig besser der idealen Wahlrechtsgleichheit entsprechende Mandatsverteilungen möglich sind, ist das geltende Landeswahlgesetz nicht mehr im Einklang mit der Landesverfassung. 

Im Wahleinspruch wurden diese Verletzungen der Wahlrechtsgleichheit und denkbare Alternativen ausführlich dargestellt, die Richtigkeit des dazu vorgelegten Datenmaterials wurde vom zuständigen Landeswahlleiter im Verfahren vor dem Wahlprüfungsausschuss des Landtages bestätigt. Bezüglich des Parteiproporzes kam es bei der Wahl 2001 bei zwei Parteien zu Abweichungen außerhalb des unvermeidlichen Fehlerrahmens des vorgeschriebenen Zuteilungsverfahrens nach d´Hondt: Die eine Partei hatte mehr, die andere weniger Abgeordnete. Bezüglich des Regionalproporzes bei der Wahl 2001 sind die Abweichungen unmittelbar daran zu erkennen, dass den Regierungsbezirken Freiburg und Tübingen – mit zusammen knapp 38 % aller Wahlberechtigten -- keiner der 8 Mehrsitze zugeteilt wurde. In Tübingen gab es pro Landtagssitz 36.428 gültige Stimmen, in Stuttgart genügten dagegen schon 30.660 Stimmen. Mit dieser Verschlechterung der regionalen Repräsentanz ist zwangläufig eine Verringerung der Erfolgsaussichten für die Tübinger Kandidaten aller Parteien verbunden. Im Wahleinspruch und in den im weiteren Wahlprüfverfahren vorgelegten Schriftsätzen ist dargelegt, dass diese Verletzungen der Wahlrechtsgleichheit kein einmaliges Zufallsergebnis darstellen, sondern systembedingt durch die im Landtagswahlgesetz, insbesondere in § 2 Abs. 2 und Abs. 4, vorgeschriebenen Details der Umsetzung von Wählerstimmen in Landtagsmandate verursacht sind und bei früheren Wahlen ebenso auftraten. In keinem der anderen 15 Bundesländern sind solche Verletzungen der Wahlrechtsgleichheit möglich.

Entsprechend dem Wahleinspruch rügt diese Wahlprüfungsbeschwerde generell die Bestimmungen des Landtagswahlgesetzes, die ursächlich für diese Verletzungen der Wahlrechtsgleichheit sind. Dies sind insbesondere die Bestimmungen für den Ausgleich von Überhangmandaten -- § 2 Abs. 4 – und für die Verteilung der 120 Grundmandate auf die Regierungsbezirke -- § 2 Abs. 2 --. Zusätzlich ist anzumerken, dass Verschiebungen in der Verteilung der 70 Wahlkreise auf die vier Regierungsbezirke zu Änderungen in der Zahl der Überhang- und Ausgleichssitze führen können. Ich habe im Verfahren (20. 1. 03) darauf hingewiesen, dass die Verteilung der Wahlkreise für die Landtagswahl 2001 nicht der Verteilung der Wahlberechtigten im Land entsprach. 

Diese letztlich durch die Festlegungen des Landtagswahlgesetzes hervorgerufenen massiven Unterschiede des Erfolgswertes der Wählerstimmen wären verfassungsrechtlich nur dann nicht zu beanstanden, wenn es besondere zwingende Gründe gibt sie zu rechtfertigen. Solche Gründe gibt es nicht, sie konnten daher auch vom beteiligten Innenministerium in diesem Verfahren nicht vorgelegt werden. Es genügt aber auch nicht, frühere Urteile zur Verfassungsmäßigkeit des Landtagswahlgesetz als entgegenstehendes Präjudiz anzuführen. Dies ist im einzelnen im Verfahren bereits vorgetragen, die Hauptargumente seien hier wiederholt:

Zur Verletzung des Regionalproporzes: 

In früheren Verfahren vor dem StGH war der Regionalproporz noch nie direkt Streitgegenstand. Er spielte nur indirekt eine Rolle. Zum einen wurde nach der Wahl 1984 in einem Wahlprüfungsverfahren vom StGH selbst auf die Problematik des verletzten Regionalproporzes hingewiesen. Die verfassungsrechtliche Überprüfung der entsprechenden Regeln des LWG konnte damals jedoch nicht durchgeführt werden, weil in der Wahlprüfungsbeschwerde nur die Verfassungsmäßigkeit von § 2 Abs. 3 gerügt war. Zum anderen wurde in einem Verfahren nach der Wahl 1988 vom StGH zutreffend angemerkt, dass eine bestimmte Form der Zuteilung der Ausgleichssitze den Regionalproporz verschlechtert hätte und daher unzulässig sei. Denn die möglichst gerechte Verteilung der Sitze auf die Regierungsbezirke (entsprechend der Zahl der Wahlberechtigten) sei ein wesentlicher verfassungs- und wahlrechtspolitischer Zweck bei der Ausgestaltung des Landtagswahlgesetzes gewesen. Dieser Ausschluss von (weiteren) Verschlechterungen stellt natürlich keine verfassungsrechtliche Überprüfung des geltenden Rechtes dar. Völlig unbeachtet geblieben ist in den früheren Verfahren, dass wie in meinem Einspruch gerügt auch ohne Überhangmandate durch das in § 2 Abs. 2 vorgeschriebene nicht größen-neutrale Zuteilungsverfahren eine systematische Begünstigung des größten Regierungsbezirkes – und damit eine Verletzung des Regionalproporzes -- vorliegt. Das wurde durch die vom Gericht angeordneten Vergleichsberechnungen eindrucksvoll bestätigt. 

Zur Verletzung des Parteiproporzes:

Im Verfahren wurde mehrfach auf das Normenkontrollverfahren nach der Wahl 1988 hingewiesen. Das Urteil hat damals die Verfassungsmäßigkeit von § 2 Abs. 4 LWG bejaht. Eine ausführliche Analyse dieses Urteils und seiner Bedeutung im Zusammenhang mit meinem Einspruch wurde mit der Wahlprüfungsbeschwerde dem Staatsgerichtshof vorgelegt. Das Ergebnis dieser Analyse des Urteils und der im damaligen Verfahren dem Gericht vorgelegten Unterlagen war, dass dies frühere Urteil meinem Einspruch nicht entgegengehalten werden kann. Die we​sentlichen Gründe dafür sind (a) unzutreffende bzw. fehlerhafte Darstellungen zum Sachverhalt durch die im Verfahren Beteiligten, (b) unzutreffende, weder durch Recht​sprechung noch durch Wissenschaft gedeckte Auslegung des Begriffes "eindeutig besseres Zuteilungsverfahren" und (c) die zwischenzeitlich erfolgte rechtliche Würdigung eines ähnlich gela​gerten Problems beim Landtagswahlrecht im Freistaat Bayern durch den Bayerischen Verfassungsge​richtshof. Das Innenministerium hat in seinen beiden Stellungnahmen in diesem Verfahren diese Kritik nicht entkräften können. Anzumerken bleibt, dass anders als beim Regionalproporz der Parteiproporz im Rahmen des d´Hondtschen Verfahrens dann erfüllt ist, wenn keine Überhangmandate auszugleichen sind. Die Verletzungen des Parteiproporzes sind allein die Folge des nicht landesweit durchgeführten Ausgleichs der Überhangmandate (§ 2 Abs. 4 LWG). 

Die in diesem Verfahren gerügten Mängel des Landtagswahlgesetzes von Baden-Württemberg sind in der Fachwelt bundesweit bekannt. So gibt es z.B. im Internet unter www.wahlrecht.de eine Auflistung der Landtagswahlgesetze aller Bundesländer. Nur für unser Bundesland gibt es dabei eine extra Seite Wahlrecht Baden-Württemberg – Verbesserungspotential, auf der die Mängel des geltenden Rechtes zusammen mit Änderungsvorschlägen aufgeführt sind. 

Der Landtag von Baden-Württemberg hat – entgegen der Praxis bei den früheren Verfahren – beschlossen, sich nicht am Verfahren zu beteiligen. Die dabei geführte Debatte zeigte, dass die Mehrheit des Landtags meinen Einspruch für begründet hält.

Wenn ich richtig informiert bin, hat der Staatsgerichtshof zuletzt vor fast 24 Jahren, am 14. Juli 1979, in einem Normenkontrollverfahren Wahlrechtsbestimmungen für nichtig erklärt. Damals ging es um das Wahlsystem der unechten Teilortswahl. Eine Ähnlichkeit mit dem heutigen Verfahren ist darin begründet, dass es auch damals um Abweichungen vom Parteiproporz zu Lasten kleinerer Wählergruppen ging, weil der Verhältnisausgleich in den Teilorten, nicht in der Gesamtgemeinde durchgeführt wurde. Ich war an diesem Verfahren als Sachverständiger für die FDP-Fraktion beteiligt. Seit dem damaligen Urteil ist Basis für die Sitzverteilung ein die Gesamtgemeinde umfassender Verhältnisausgleich. Ich hoffe sehr, dass nach der Entscheidung über meine Wahlprüfungsbeschwerde auch bei der Landtagswahl die Ermittlung der Ausgleichsmandate landesweit erfolgen wird. 

„Das baden-württembergische Wahlrecht ist ungerecht und muss deshalb dringend geändert werden. Der Politik fehlt dazu aus vielerlei Gründen die Kraft und das Interesse.“ „Es ist wirklich nicht einzusehen, warum das Kreuzchen auf dem Wahlschein in Stuttgart mehr Gewicht hat als in Karlsruhe. Die Verletzung des Regionalproporzes ist ein ebenso offensichtlicher Verstoß gegen die Verfassung wie die Bevorzugung der stärksten Partei durch das äußerst komplizierte Auszählverfahren.“ „Sollte der Staatsgerichtshof endlich ein Einsehen haben, wäre dies ein Signal an die Politik zu einer grundlegenden Reform“. Soweit ein Zitat aus einem Leitartikel der Badischen Neuesten Nachrichten, in dem der Beginn dieses Verfahrens kommentiert wurde. In diesem Sinne:

Ich bitte den Staatsgerichtshof, den Beschluss des Landtages, meinen Wahleinspruch zurückzuweisen, aufzuheben und meinem Einspruch zu folgen.

Stuttgart, 24. März 2003

